








 

CONSIGLIO REGIONALE DEL TRENTINO - ALTO ADIGE 
REGIONALRAT TRENTINO – SÜDTIROL 

 

XV. Legislaturperiode – 2017 
                 Trient, 21. Dezember 2017 
                 Prot. Nr. 2943 RegRat 
                 vom 22. Dezember 2017        
Nr. 289/XV 
 
An den  
Präsidenten des Regionalrates 
Dr. Thomas Widmann 
B o z e n 

A N F R A G E 
 

Artikel 4 des Gesetzes Nr. 28 vom 22. Februar 2000 sieht vor, dass die öffentlich-
rechtliche Rundfunkanstalt zur Ausstrahlung von Belangsendungen verpflichtet ist und 
dass sie den Antragstellern die für die Erstellung der erwähnten Belangsendungen 
erforderlichen technischen Einrichtungen zur Verfügung stellen muss. Im genannten 
Artikel ist zudem vorgesehen, dass die lokalen Hörfunk- und Fernsehsender, welche sich 
dazu bereit erklären, kostenlos Belangsendungen im Sinne und zu den Bedingungen laut 
diesem Gesetz auszustrahlen, vom Staat eine Vergütung erhalten, deren Ausmaß 
innerhalb 31. Jänner jeden Jahres mit Dekret des Ministers für wirtschaftliche Entwicklung 
im Einvernehmen mit dem Minister für Wirtschaft und Finanzen festgelegt wird. Der 
jährlich bereitgestellte Betrag wird im Verhältnis zu den in den jeweiligen Wählerlisten 
eingetragenen Bürgern auf die Regionen und die autonomen Provinzen Trient und Bozen 
aufgeteilt. 
 
Das Ministerium für wirtschaftliche Entwicklung hat im Einvernehmen mit dem Ministerium 
für Wirtschaft und Finanzen mit dem Dekret vom 30. Oktober 2015, das beim 
Rechnungshof am 11. Dezember 2015, Prot. Nr. 4189 registriert worden ist, im Sinne des 
Gesetzes Nr. 28/2000 den Betrag für das Jahr 2015 für die Rückerstattung an die örtlichen 
Hörfunk- und Fernsehsender, welche sich bereit erklären, im Rahmen der Kampagnen 
anlässlich von Wahlen oder Referenden kostenlos Belangsendungen auszustrahlen, im 
Ausmaß von insgesamt 1.439.140,00 Euro festgesetzt. Die Beträge, die den Provinzen 
Trient und Bozen nicht zur Verfügung gestellt worden sind, belaufen sich auf 12.451,71 
und 11.654, 76 Euro. 
 
Mit dem genannten Dekret hat der Staat in einem Bereich, der in die ausschließliche 
Zuständigkeit des Staates fällt, die Einfrierung der Bereitstellungen bestätigt, die zur 
Verfügung gestellt werden müssten, um im Bereich der politischen Berichterstattung und 
des Rechts der Wähler auf Information über die von den politischen Akteuren im Rahmen 
der Kampagnen anlässlich von Wahlen oder Referenden auf gesamtstaatlicher Ebene 
vorgebrachten Vorschläge ein unabdingbares Minimum zu gewährleisten.  
Am 5. Oktober 2016 ist der Vorschlag des Tagesordnungsantrages Nr. 1/18-23/XV 
genehmigt und in den Tagesordnungsantrag Nr. 259/XV „Aufforderung der Regierung 
zwecks Aufteilung der Bereitstellung an staatlichen Geldmitteln untern den privaten 
Hörfunk- und Fernsehsendern für die politische Berichterstattung“ umgewandelt worden.  
 
 



 
 
Der Tagesordnungsantrag verpflichtete die Landesregierung 
a) die gesamtstaatliche Regierung aufzufordern, die in ihre Zuständigkeit fallenden 

Initiativen mit Bezug auf die Finanzbeziehungen zwischen dem Staat und den 
autonomen Provinzen Trient und Bozen zu ergreifen und den letztgenannten die im 
Staatsgesetz Nr. 28/2000 vorgesehenen Bereitstellungen zuzuweisen, auf dass, auf 
dem gesamten Staatsgebiet, die Ausübung der grundlegenden Rechte der Bürger 
auf Teilhabe an der gesamtstaatlichen Politik und auf Information gewährleistet 
werde; 

b) unverzüglich den Landesbeirat für das Kommunikationswesen der autonomen 
Provinz Trient und die Landesregierung der autonomen Provinz Bozen über die 
Initiative zu informieren, damit ein gemeinsames Vorgehen ermöglicht und 
abgestimmt werden kann, mit dem Ziel, die  Aufteilung der den örtlichen Radio- und 
Fernsehsendern zustehenden Bereitstellungen für die Gewährleistung der politischen 
Berichterstattung bereits ab dem nächsten Verfassungsreferendum zu ermöglichen. 

 
Mit der in der Abgeordnetenkammer eingebrachten Anfrage Nr. 4-14451 vom 10. 
Oktober 2016 (bis dato unbeantwortet) wurde die Regierung über Folgendes 
informiert: a) die vom Landesbeirat für das Kommunikationswesen der Provinz 
Bozen im Tätigkeitsbericht des Jahres 2015 vorgebrachten Einwände hinsichtlich der 
unterschiedlichen Gewichtung der politischen Berichterstattung in den deutschen und 
italienischen Sendern; b) den Tagesordnungsantrag Nr. 1/18-23/XV, der vom 
Trentiner Landtag am 5. Oktober 2016 einstimmig genehmigt worden ist. 
Am 7. Dezember 2016 haben sich die Landeshauptleute der autonomen Provinzen 
Bozen und Trient an das Wirtschafts- und Finanzministerium sowie das Ministerium 
für wirtschaftliche Entwicklung gewandt, mit der Bitte, die in ihren 
Zuständigkeitsbereich fallenden Initiativen zu ergreifen und die laut Gesetz Nr. 
28/2000 vorgesehenen Geldmittel zuzuweisen, auf dass auf dem gesamte 
Staatsgebiet eine gleichförmige politische Berichterstattung gewährleistet werde. 
Mit dem Dekret vom 14. April 2017, das beim Rechnungshof am 11. Mai 2017 
registriert worden ist, hat der Minister für wirtschaftliche Entwicklung im 
Einvernehmen mit dem Minister für Wirtschaft und Finanzen erneut die für die 
autonomen Provinzen Trient und Bozen bestimmten Anteile blockiert, die diesen 
jedoch aufgrund des Gesetzes Nr. 28/2000 zustehen würden.  

 
Dies  vorausgeschickt,  erlaubt  sich  der  unterfertigte  Regionalratsabgeordnete 

den  Präsidenten  der  Region  zu  befragen,  um  Folgendes in Erfahrung zu 

bringen: 

1. Aus welchem Grund hat die Region bis dato noch keine in ihre Zuständigkeit fallenden 
Initiativen – einschließlich eventueller Klagen – im Hinblick auf die Finanzbeziehungen 
zwischen dem Staat und den autonomen Provinzen Trient und Bozen ergriffen, damit 
den autonomen Provinzen die laut Gesetz Nr. 28 aus dem Jahr 2000 vorgesehenen 
Geldmittel zugewiesen werden und somit auf dem gesamten Staatgebiet die 
Ausübung der grundlegenden Rechte der Bürger, auch jener deutscher und ladinische 
Sprachgruppe, auf Teilhabe am gesamtstaatlichen politischen Geschehen und auf 
Information gewährleistet wird.  

 
Im  Sinne  der  Geschäftsordnung  wird  um  eine  schriftliche  Beantwortung  gebeten.  

 

Gez.: DER REGIONALRATSABGEORDNETE 
Filippo Degasperi                                 


